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Die Mehrwertabgabe im Kanton Bern

Bei der Umsetzung der bundesrechtli-

chen Vorgaben betreffend Mehrwertab-

gabe hat der Kanton Bern darauf ver-

zichtet, eine abschliessende Regelung 

vorzusehen. Vielmehr sieht er in ver-

schiedenen für die Grundeigentümer 

relevanten Bereichen nur Mindestvor-

gaben vor und überlässt eine weiterge-

hende Regelung den Gemeinden. Aus-

serdem wird derzeit eine Anpassung 

der kantonalen Regelung erarbeitet, 

was in verschiedenen Bereichen Unsi-

cherheiten auslöst. Welche Bereiche 

betroffen sind und wie die Gemeinden 

mit diesen Handlungsspielräumen und 

Unsicherheiten umgehen, soll im vor-

liegenden Beitrag anhand von Beispie-

len aufgezeigt werden. 

1. Grundzüge der Berner Regelung

Grundlage für die Abschöpfung pla-
nungsbedingter Mehrwerte bildet das 
Raumplanungsgesetz des Bundes. Die-
ses verpflichtet die Kantone, einen ange-
messenen Ausgleich für Planungsvor-
teile vorzusehen und gibt gewisse 

Mindestvorgaben vor. Der Kanton Bern 
ist dem bundesrechtlichen Gesetzge-
bungsauftrag nachgekommen und  regelt 
die Mehrwertabgabe seit dem 1. April 
2017 in den Art. 142 ff. des kantonalen 
Baugesetzes (BauG). In verschiedenen 
Bereichen hat der Kanton jedoch keine 
abschliessende Regelung aufgestellt, 
sondern überlässt es den Gemeinden, 
mittels Reglementen weitergehende Re-
gelungen zu erlassen. Die Gemeinden 
können grundsätzlich frei entscheiden, 
ob sie ein Mehrwertabgabereglement 
erlassen wollen. Soweit sie auf den Er-
lass eines Reglements verzichten, rich-
tet sich die Erhebung der Mehrwertab-
gabe nach dem kantonalen Baugesetz. 

Einzonungen 

Gegenstand der Mehrwertabgabe ist der 
Mehrwert, den ein Grundstück infolge 
einer Planungsmassnahme des Gemein-
wesens erfährt. Bei Einzonungen ist im 
Kanton Bern zwingend eine Mehr-
wertabgabe von mindestens 20% des 
Mehrwerts zu erheben. Die Gemeinden 
können den Abgabesatz bei Einzonungen 
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in ihrem Reglement auf bis zu 50% erhö-
hen. Verschiedene Gemeinden sehen bei 
Einzonungen progressive Abgabesätze 
vor. Der Abgabesatz erhöht sich in die-
sen Gemeinden, wenn neu eingezontes 
Land nicht innert einer bestimmten Frist 
überbaut wird. Die progressiven Abga-
besätze sollen dazu führen, dass Bau-
land innert einer gewissen Zeit auch ef-
fektiv überbaut wird und weniger 
Baulandreserven gebildet werden. Ob-
wohl auf Kantonsebene nicht vorgese-
hen, steht es den Gemeinden frei, mittels 
Reglement und innerhalb der kantonal 
vorgegebenen Bandbreiten der Abgabe-
sätze solche progressive Tarife vorzuse-
hen.

Um- und Aufzonungen

Zusätzlich können die Gemeinden Um- 
und/oder Aufzonungen der Mehrwertab-
gabe unterstellen und dabei den Abgabe-
satz zwischen 20 und 40% festlegen. Will 
eine Gemeinde von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen, muss sie ein Mehr-
wertabgabereglement erlassen. Ohne 
Reglement wird gestützt auf die kanto-
nale Mindestregelung nur bei Einzonun-
gen eine Mehrwertabgabe von 20% er-
hoben. Der Entscheid, auch Um- und/
oder Aufzonungen der Mehrwertabgabe 
zu unterstellen, sollte von den Gemein-
den wohl überlegt werden, da gerade 
Aufzonungen von den Grundeigentümern 
nicht in jedem Fall genutzt werden (kön-
nen). Einerseits ist nicht jeder Grundei-
gentümer an einer höheren Ausnutzung 
seines Grundstücks interessiert, bei-
spielsweise weil darauf bereits sein Ei-
genheim steht, welches er nicht auszu-

bauen beabsichtigt. Anderseits können 
auch äussere Faktoren, wie Einsprachen 
von Nachbarn oder der Ortsbildschutz 
eine bessere Ausnützung des Grund-
stücks erschweren oder gar verunmögli-
chen. In solchen Fällen werden Grund-
eigentümer Auf- und Umzonungsideen 
der Gemeinden zukünftig skeptischer 
gegenüberstehen, wenn damit verbun-
den eine Mehrwertabgabe zu erwarten 
ist. Die innere Verdichtung, welche von 
den Gemeinden heute allgemein anzu-
streben ist, kann folglich durch Mehr-
wertabgaben bei Um- und Aufzonungen 
massiv erschwert werden, da sich diese 
beiden Anliegen diametral entgegenste-
hen. Aufgrund dieser Probleme ist es 
nicht erstaunlich, dass auch die auf Kan-
tonsebene diskutierten Anpassungen 
diesen Themenbereich betreffen (vgl. 
Ziffer 2 hiernach). 

Freigrenze

Beträgt der Mehrwert weniger als CHF 
20‘000.00, so wird keine Abgabe erho-
ben. Es handelt sich dabei um eine Frei-
grenze, was bedeutet, dass bei einem 
darüber liegenden Betrag die volle Abga-
be erhoben wird. Dies im Gegensatz zu 
einem Freibetrag, der in jedem Fall vom 
Mehrwert in Abzug gebracht werden 
könnte. Betreffend Freigrenze haben die 
Gemeinden bei Einzonungen keinen 
Handlungsspielraum. Bei Um- und Auf-
zonungen sehen einzelne Gemeinden hö-
here Freigrenzen oder Freibeträge vor.

Berechnung des Mehrwerts

Der Mehrwert entspricht der Differenz 
zwischen dem Verkehrswert des Landes 
mit und ohne Planänderung und ist nach 
anerkannten Methoden zu ermitteln. In 
der Praxis werden die Gemeinden zur 
Ermittlung des Mehrwerts regelmässig 
ein Gutachten einholen, in dem der Wert 
des Grundstücks vor und nach der 
Planänderung geschätzt wird. Gerade 
bei Um- und Aufzonungen wird es aber 
häufig schwierig sein, einen verlässli-
chen Mehrwert zu bestimmen. Der ge-
schätzte Mehrwert wird insbesondere 
bei Aufzonungen oftmals vom tatsächli-
chen, für den aktuellen oder künftigen 
Grundeigentümer spürbaren Mehrwert 
abweichen; dies insbesondere wenn es 
sich um eine rein theoretische bessere 
Ausnützung handelt, von der der Grund-
eigentümer in absehbarer Zeit kein Ge-
brauch zu machen gedenkt. 

Begleitkosten des Grundeigentümers

Oftmals fallen beim Grundeigentümer 
im Zusammenhang mit der Einzonung 
resp. der Festsetzung des Mehrwerts 
Kosten an, wie beispielsweise Bera-
tungskosten oder Kosten für das Pla-
nungsverfahren. Auch die Gutachterkos-
ten werden in verschiedenen Gemeinden 
auf den Grundeigentümer überwälzt. In 
diesen Fällen stellt sich die Frage, ob der 
Grundeigentümer solche Kosten vom 
Mehrwert in Abzug bringen kann.  Obwohl 
eine Abzugsfähigkeit solcher Kosten 
sachgerecht wäre, tendieren die Ge-
meinden heute dazu, deren Abzugs-
fähigkeit zu verneinen. Grundeigentü-
mern ist dringend zu empfehlen, sich 

frühzeitig über die Kostenaufteilung der 
Begleitkosten zu informieren und das 
Gespräch mit der Gemeinde zu suchen.

Erhebung der Mehrwertabgabe

Was das Verfahren zur Erhebung der 
Mehrwertabgabe betrifft, sind die kanto-
nalen Regelungen abschliessend und 
den Gemeinden verbleibt kein Hand-
lungsspielraum. Die Gemeinde muss 
dem Grundeigentümer im Zeitpunkt der 
öffentlichen Auflage der Planung, die 
den Mehrwert begründen wird, den Ent-
wurf der Mehrwertabgabeverfügung vor-
legen. Sobald die Planung rechtskräftig 
wird, erlässt die Gemeinde die Ab-
gabeverfügung, die unter Vorbehalt der 
Teuerung in den Grundzügen dem Ent-
wurf entsprechen muss. Abgabepflich-
tig ist der Grundeigentümer im Zeit-
punkt der Rechtskraft der Planung. Die 
Mehrwertabgabeverfügung kann beim 
zuständigen Regierungsstatthalteramt 
angefochten werden. Durch die auf 
Kantons ebene diskutierte Gesetzes-
änderung soll auch das Verfahren zur 
Erhebung der Mehrwertabgabe ange-
passt werden (vgl. Ziffer 2 hiernach).

Fälligkeit

Bei Rechtskraft der Planung muss der 
Grundeigentümer die Mehrwertabgabe 
jedoch noch nicht bezahlen. Das Bun-
desrecht gibt vor, dass die Mehrwert-
abgabe erst bei Veräusserung oder 
Überbauung fällig wird. Bei teilweiser 
Überbauung oder teilweiser Veräusse-
rung wird die Mehrwertabgabe anteils-
mässig fällig. Bei Überbauung tritt die 
Fälligkeit mit der Schnurgerüstabnahme 
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ein. Während betreffend Überbauung da-
mit eine Regelung getroffen wurde, die 
wenig Fragen aufwirft, stellen sich bei 
der Fälligkeit infolge Veräusserung di-
verse Rechtsfragen. Als Veräusserung 
gelten unbestrittenermassen entgeltli-
che Eigentumsübertragungen (wie Ver-
kauf, Tausch oder Einbringung in eine 
Gesellschaft). Bei unentgeltlichen Über-
tragungen wie Schenkungen oder Erb-
vorbezügen wird die Fälligkeit hingegen 
nach überwiegender Lehrmeinung nicht 
ausgelöst. Strittig ist beispielsweise, ob 
die Fälligkeit bei der Auflösung von Mit- 
oder Gesamteigentum im Zusammen-
hang mit einer Scheidung ausgelöst 
wird. Da in diesem Fall – zumindest the-
oretisch – eine entgeltliche Übertragung 
eines Miteigentumsanteils stattfindet, 
erscheint dies naheliegend. Da dies je-
doch zu nicht sachgerechten Resultaten 
führen kann, hat beispielsweise die Ge-
meinde Köniz in einer Weisung festge-
halten, dass die Fälligkeit in diesem Fall 
nicht ausgelöst werde. Ob eine solche 
Regelung auf Gemeindeebene mit Blick 
auf die grundsätzlich abschliessende 
kantonale Bestimmung zur Fälligkeit zu-
lässig ist, kann an dieser Stelle nicht ab-
schliessend beurteilt werden. Eine Pra-
xis zu diesen Fragen konnte sich noch 
nicht etablieren.

Im Weiteren stellt sich die Frage, ob die 
Gemeinden abweichende Fälligkeitszeit-
punkte festlegen können. Betreffend 
Einzonungen ist dies bereits aufgrund 
des Bundesrechts zu verneinen. Was die 
Zulässigkeit abweichender Fälligkeits-
zeitpunkte bei Um- und Aufzonungen an-
geht, gehen die Meinungen auseinander. 

Da das Thema Fälligkeit insbesondere 
im Bereich Um- und Aufzonungen be-
reits zu Widerstand in der Bevölkerung 
geführt hat – beispielsweise wenn nach 
einer Aufzonung ein Einfamilienhaus 
veräussert wird und der Erwerber keine 
Absicht hat, das Grundstück besser zu 
nutzen, die Mehrwertabgabe aber den-
noch fällig wird – sehen Gemeinden heu-
te vereinzelt (Vgl. als aktuelles Beispiel 
die vorgesehene Regelung in Burgdorf) 
abweichende Fälligkeitszeitpunkte vor.

Bezahlung der Mehrwertabgabe

Tritt die Fälligkeit ein, so stellt die Ge-
meinde dem abgabepflichtigen Grundei-
gentümer die Rechnung zu. Da die Zeit-
punkte der Festsetzung der 
Mehrwertabgabe und der Fälligkeit oft-
mals mehrere Jahre auseinanderliegen 
können, sehen die meisten Gemeinden 
eine Indexierung der Mehrwertabgabe 
vor. Ist der Eintritt der Fälligkeit oder die 
Höhe der tatsächlich zu bezahlenden 
Mehrwertabgabe strittig, besteht in der 
Regel die Möglichkeit, eine anfechtbare 
Feststellungsverfügung zu verlangen.

Kommt der Grundeigentümer mit der 
Bezahlung der Mehrwertabgabe in Ver-
zug, so kann die Gemeinde Verzugszin-
sen fordern. Die Höhe der Verzugszinsen 
ist durch die Gemeinde reglementarisch 
festzusetzen. Die Gemeinde hat zur Si-
cherstellung ihrer Forderung sowie der 
Verzugszinsen zudem ein gesetzliches 
Grundpfandrecht.  >

* Vergünstigungen für Quickline Kunden im Versorgungsgebiet der Localnet AG (inkl. Kunden der EnerCom Kirchberg AG 
  und der Energie AG Sumiswald).

Nebst persönlicher Beratung und einem individuellen Kundenservice profitieren 
Sie bei uns auch von vielen Treueaktionen* und Vergünstigungen.

Ganz einfach auf www.kundenclub.ch die Aktionen prüfen – vorbeigehen – 
Kundenclub Karte zeigen – profitieren!
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2. Anpassungsbedarf bei der aktuellen 

Regelung?

Die im Kanton Bern seit dem 1. April 2017 
geltende Regelung betreffend Mehr-
wertabgabe hat in der Praxis Fragen auf-
geworfen und Unsicherheiten ausgelöst. 
Ausdruck dieser Unsicherheiten sind un-
ter anderem die beiden im Grossen Rat 
eingereichten Motionen, welche eine An-
passung ebendieser Vorschriften verlan-
gen. Die Motion Lanz («Neue, praxistaug-
lichere Regeln bei Um- und insbesondere 
Aufzonungen») bezweckt eine Anpas-
sung des Baugesetzes dahingehend, 
dass  Auf- und Umzonungen nicht durch 
zusätzliche Einsprachen erschwert wer-
den sollen, weil die Grundeigentümer 
keine Mehrwertabgabe leisten wollen. 
Die zweite Motion, die Motion Haas («Kor-
rektur eines gesetzgeberischen Verse-
hens bei Mehrwertabschöpfungen»), ver-
folgt grundsätzlich dasselbe Ziel. Sie 
sieht vor, dass Verfügungen von Mehr-
wertabgaben bei Auf- oder Umzonungen 
nicht bereits bei Rechtskraft der Planung 
sondern erst im Zeitpunkt der Realisie-
rung erlassen werden müssen. Beide 
Vorstösse wurden vom Grossen Rat als 
Motionen an den Regierungsrat überwie-
sen mit dem Auftrag, eine entsprechende 
Gesetzesänderung zu erarbeiten. Die 
Vorlage, welche Präzisierungen der Be-
stimmungen zur Mehr wertabschöpfung 
bei Auf- und Umzonungen sowie Anpas-
sungen des Verfahrens bei der Erhebung 
der Mehrwertabgabe enthält, ist derzeit 
in der Vernehmlassung. Ob es zu einer 
Gesetzesänderung kommen und wie die-
se aussehen wird, ist noch offen. 

3. Umsetzung in einigen 

 Beispielgemeinden

Gestützt auf vorstehende Ausführungen 
ist festzustellen, dass die Gemeinden in 
sehr wichtigen Teilbereichen, insbeson-
dere im Bereich der Abgabepflicht für 
Auf- und Umzonungen sowie im Bereich 
der Abgabehöhe, Handlungsspielräume 
haben. Aufgrund der aktuell laufenden 
Anpassungen auf Kantonsebene sind die 
Gemeinden zusätzlich gefordert.

Verschiedene Gemeinden in der Region 
Burgdorf-Trachselwald haben seit In-
kraftttreten des revidierten Baugesetzes 
mit den Arbeiten zum Erlass eines Mehr-
wertabgabereglements begonnen resp. 
haben bereits ein solches erlassen. An-
dere Gemeinden hingegen – insbesonde-
re solche bei denen in den nächsten Jah-
ren keine Ortsplanungsrevision ansteht 
– haben noch kein Reglement ausgear-
beitet. Anhand verschiedener Gemein-
den aus der Region wird nachfolgend 
aufgezeigt, wie diese mit den gewichti-
gen Handlungsspielräumen und den Un-
sicherheiten umgehen. 

 Burgdorf

Die Stadt Burgdorf hat an der Stadtrats-
sitzung vom 5. November 2018 ein Regle-
ment über die Mehrwertabgabe (MWAR) 
genehmigt (das jedoch noch dem fakul-
tativen Referendum unterliegt; wann 
dieses in Kraft tritt, ist derzeit noch nicht 
klar). Das genehmigte MWAR sieht vor, 
dass bei Ein-, Um- und Aufzonungen eine 
Mehrwertabgabe von 33% des Mehr-
werts erhoben wird. Eine Ausnahme von 
der Mehrwertabgabeerhebung besteht 

bei Um- und Aufzonungen, die für das 
ganze oder grosse Teile des Gemeinde-
gebiets gelten. Während bei Einzonun-
gen die kantonal vorgesehene Freigren-
ze von CHF 20‘000.00 gilt, beträgt diese 
bei Um- und Aufzonungen voraussicht-
lich CHF 50‘000.00. Zudem soll die Ab-
gabe bei Um- und Aufzonungen nicht 
bereits beim Verkauf des Grundstücks 
fällig werden, sondern erst, wenn der 
Wert durch eine Überbauung gesteigert 
wird. Mit dieser Regelung geht die Stadt 
Burgdorf über die kantonale Mindest-
regelung hinaus, trägt aber durch die 
Sonderregelung bei Um- und Aufzonun-
gen den Interessen der Grundeigen-
tümer weitgehend Rechnung. Mit der 
Genehmigung hat der Stadtrat den 
 Gemeinderat zudem beauftragt, dem 
Stadt rat eine Vorlage zur Änderung des 
MWAR vorzulegen, sobald auf kantona-
ler Ebene die Vorschriften im Sinne der 
Motionen Lanz und Haas angepasst 
sind. Diese Befristung der Regelung ist 
mit Blick auf die bestehenden Rechts-
unsicherheiten und offenen Fragen 
ebenfalls zu begrüssen. 

 Lyssach 

Die Gemeinde Lyssach erhebt sowohl bei 
Ein-, wie auch bei Um- und Aufzonungen 
eine Mehrwertabgabe. Während bei Ein-
zonungen die kantonale Freigrenze von 
CHF 20‘000.00 übernommen wurde, be-
steht bei Um- und Aufzonungen eine 
Freigrenze von CHF 100‘000.00. Die Ab-
gabehöhe ist bei Einzonungen progressiv 
und beträgt je nach Fälligkeitszeitpunkt 
zwischen 30% und 50%. Bei Um- und 
Aufzonungen beträgt die Abgabe 25% 

des Mehrwerts. Mit dieser Regelung 
geht Lyssach sowohl betreffend Abgabe-
höhe wie auch betreffend Abgabetatbe-
stand (auch Um- und Aufzonungen sind 
der Mehrwertabgabe unterstellt) über 
die kantonale Regelung hinaus, sieht 
aber bei Um- und Aufzonungen wie auch 
diverse andere Gemeinden eine höhere 
Freigrenze vor und trägt so den Interes-
sen der Grundeigentümer Rechnung. 

 Wynigen 

Im Gegensatz zu Lyssach verzichtet Wy-
nigen auf die Erhebung einer Mehr-
wertabgabe bei Um- und Aufzonungen 
und erhebt nur bei Einzonungen eine 
Mehrwertabgabe; wobei die kantonale 
Freigrenze von CHF 20‘000.00 gilt. Die 
Beschränkung der Mehrwertabgabe-
pflicht auf Einzonungen ist zu begrüssen. 
In Langnau im Emmental beispielswiese 
wurde mit der Begründung, dass zu-
nächst die bestehenden offenen Fragen 
auf kantonaler Ebene zu klären seien, 
ebenfalls auf die Erhebung einer Mehr-
wertabgabe bei Um- und Aufzonungen 
verzichtet. Die Mehrwertabgabe beträgt 
in Wynigen bei Einzonungen von unüber-
bautem Bauland 30% und bei der 
 Ein zonung von überbauten Gebieten 
(bestehende Gebäude inkl. nötigem Um -
schwung) 20% des Mehrwerts. Wie auch 
die Reglemente einiger anderer Gemein-
den enthält das Reglement der  Gemeinde 
Wynigen eine Bestimmung zur Vertei-
lung der Kosten der Verkehrs  wert-
schätzung. In Wynigen haben bei der Ein-
zonung von unüberbauten Parzellen die 
Grundeigentümer die Schätzungskosten 
zu tragen. Bei der Zuweisung von über-
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bauten Parzellen zu einer Bauzone hin-
gegen werden die Kosten durch die 
 Gemeinde bevorschusst und nach Rechts-
 kraft der Planung hälftig zwischen der 
Gemeinde und der Grundeigentümer-
schaft geteilt. Kommt die Einzonung nicht 
zustande, verbleiben die Schätzungskos-
ten bei der Gemeinde. In anderen Ge-
meinden werden die Kosten für Leistun-
gen Dritter im Zusammenhang mit der 
Erhebung der Mehrwertabgabe wie bei-
spielsweise in Bäriswil (Auflageexemplar 
vom 04. Juni 2018) vollumfänglich der 
Grundeigentümerschaft weiterverrech-
net oder werden wie in Aefligen (Version 
die am 14. Juni 2018 der Gemeinde-
versammlung vorgelegt wurde), Trach-
selwald (Entwurf Baureglement vom 
18.12.2017, Mitwirkung) oder Oberburg 
(Version die der Gemeindeversammlung 
am 19. November 2018 vorgelegt wird) 
gänzlich von der Gemeinde übernom-
men; in Oberburg voraussichtlich jedoch 
nur wenn sich Grundeigentümer und Ge-
meinde auf einen gemeinsamen Schätzer 
einigen können. 

 Trachselwald

Eine andere Lösung wählt die Gemeinde 
Trachselwald im Rahmen der laufenden 
Ortsplanungsrevision. Die Gemeinde ver-
zichtet auf die Erarbeitung eines kom-
munalen Reglements und beabsichtigt, 
die Grundzüge – Mehrwertabgabe von 
20% bei Einzonungen – in Art. 2 des Bau-
reglements unter Verweis auf das kanto-
nale Baugesetz zu regeln. Die Gemeinde 
Trachselwald verzichtet somit ebenfalls 
darauf, bei Um- und Aufzonungen eine 
Mehrwertabgabe zu erheben. Darüber 

hinaus folgt sie der kantonalen Mindest-
regelung und erhebt bei Einzonungen 
nur eine Abgabe von 20% des Mehr-
werts. Die kantonale Freigrenze von CHF 
20‘000.00 ist hier ebenfalls anwendbar. 
Im Mitwirkungsentwurf des Bauregle-
ments wird vorgesehen, dass der Ge-
meinderat vor Erlass der Planungs-
massnahme mit dem Grundeigentümer 
Verhandlungen aufnimmt, um diesen zu 
verpflichten, 20% des Planungsmehr-
werts für öffentliche Zwecke zur Verfü-
gung zu stellen. Diese Verhandlungs-
pflicht ändert jedoch nichts daran, dass 
die Mehrwertabgabe wie im kantonalen 
Baugesetz vorgesehen ist, hoheitlich 
und einseitig durch Verfügung festzuset-
zen ist. Weiter sieht der Entwurf des 
Baureglements vor, dass die Kosten für 
Leistungen Dritter im Zusammenhang 
mit der Erhebung der Mehrwertabgabe 
durch die Gemeinde getragen und aus 
der Spezialfinanzierung entnommen 
werden. 

4. Schlussbetrachtung

Zusammenfassend kann festgehalten 
werden, dass die neue kantonale Rege-
lung eine Minimalregelung für den Kan-
ton Bern bereitstellt, die den Gemeinden 
teilweise erhebliche Spielräume über-
lässt. Die Gemeinden müssen entschei-
den, ob sie ein (über die kantonalen 
 Mindestvorgaben hinausgehendes) Re-
glement erlassen wollen. In denjenigen 
Bereichen, in denen die Gemeinden über 
Handlungsspielräume verfügen, ist ih-
nen – auch aufgrund der bestehenden 
Unsicherheiten – ein zurückhaltender 
Umgang damit zu empfehlen. Es ist da-
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mit zu rechnen, dass Reglemente, wel-
che über das Ziel hinausschiessen, von 
den Stimmbürgern abgelehnt werden. 
Hinzu kommt, dass zahlreiche offene 
Fragen und Rechtsunsicherheiten be-
stehen, welche die Gemeinden mangels 
materiellem Handlungsspielraum in 
diesen Bereichen in ihren Reglementen 
kaum beantworten können. Eventuell 
kann die Gesetzesanpassung auf kan-
tonaler Ebene (Anpassung Baugesetz) 
in einigen Punkten Klarheit bringen. 

Darüber hinaus werden Praxis und 
Rechtsprechung zeigen müssen, wie mit 
diesen umzugehen ist. Da gerade im Zu-
sammenhang mit Um- und Aufzonungen 
diverse ungeklärte Fragen bestehen, 
welche nicht mit dem Interesse der Sied-
lungsentwicklung im Sinne einer Ver-
dichtung vereinbar sind, ist den Gemein-
den derzeit dringend zu empfehlen, auf 
die Erhebung einer Mehrwertabgabe bei 
Um- und insbesondere bei Aufzonungen 
zu verzichten. 
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